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Auskunft 

Klappe Durchwahl 

R e a n t W 0 r tun 9 

der Anfrage der Abgeordneten Apfelbeck, Dolinschek 

an den Bundesminister für Arbeit und Soziales be­

treffend die finanzielle Situation des Inso]ven~­

Ausfallgeld-Fonds, Nr. 3.361/J 

Die gegenständliche Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Frage 1: 

Wie sieht di~ finanzielle situation des Insolvenz-Ausfallgeld­

Fonds derzeit aus? 

Antwort: 

Während der Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds zum Jahresanfang 1992 noch 

tiber liquide bzw. veranlagte Mittel von 225 Mio. S verftigte, 

reichten im bisherigen Jahresverlauf die laufenden Einnahmen aus 

dem Zuschlag zu dem vom Arbeitgeber zu leistenden Anteil des 

Arbe it.s losenvers iehe rl.lngshe i t rages sowie aus den Rückza h lungen 

durch die insolventen Arbeitgeber nicht mehr aus, die Allsgaben zu 

decken. Nach vollständigem Verbrauch sämtlicher laufender Ein­

nahmen und der Reserven mußte am 30.4.1992 der vorsorglich verein­

barte Kreditrahmen bei der österreichj.schen Postsparkasse ab 

dipsem Tag ausgeschöpft werden. Zum 28.7.1992 betrug der Schulden­

stand 449 Mio. S. 
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Die Ursache hiefür liegt in einer nicht vorhersehbaren Steigerung 

der Ausgaben: 

Im Jahr 1991 betrugen die Beitragseinnahmen 523 Mio. S und die 

vereinnahmten Rückzahlungen 238 Mio. S; diesen Einnahmen von 

~usammen 761 Mio. S (sonstige Einnahmen, wie z.B. Zinsen sind 

hierbei vernachlässigt) standen Auszahlungen von 1.003 Mio. S 

gegenüber; der Abgang wurde dllrch Abbau von Veranlagungen abge­

deckt. 

Im ersten Halbjahr 1992 gingen Beitragseinnahmen von 245 Mio. S 

(noch vorläufige Zahl) und Rückzahlungen durch Schuldner in der 

Höhe von 174 Mio. S ein (zusammen also 419 Mio. SI; diesen Ein­

ni'lhrnen st.anden Alls;>;ahlungen an Arbeit.nehmer in der Höhe von 

928 Mio. S gegenüber. Während also die Einnahmen praktisch gleich­

geblieben sind, erreichten die Halbjahresausgaben 1992 schon 

93 % (1) der Jahresgesamtausgaben von 1991. 

Frage 2: 

Rinnen welcher Frist nach AntragsteIlung erfolgt derzeit im Du~ch­

schnitt die erste Auszahlung? Ist diese Verzögerung durch die 

finanzielle Auslastung des Fonds bedingt oder basiert sie auf 

verwaltungstechnischen Mängeln? 

Antwort: 

Bevor ich konkret die beiden aufgeworfenen Fragen beantworte, 

möchte ich zum besseren Verständnis kurz das Verfahren nach dem 

Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz (IESG) darlegen: 

Im Falle der Insolvenz - i'l180 inshesondere Konkurs, Ausgleich, 

aber auch bei Abweisung des Konkursantrages mangels hinreichenden 

Vermögens - kann der Arbeitnehmer innerhalb von vier Monaten ab 

Ergehen der entsprechenden Gerichtsentscheidungen für seine ar­

beitsrechtlich noch offenen Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis 

(beispielsweise Lohn, Abfertigung, Ansprüche nach dem UrJaubs­

recht) heim Arbeitsamt das sogenannte Insolvenz-Ausfallgeld be­

antragen. Diese Forderungen des Arbeitnehmers bringt das Arbeits­

amt bei Konkurs dem 1"1asseverwal ter, bei Ausgleich dem Äusgleichs-
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verwalter, ansonsten dem Arbeitgeber zur Kenntnis; diese Person 

hat zu den Forderungen eine Stellungnahme über Richtigkeit und 

Höhe abzugehen. ObgJeich im Gesetz eine Frist zur Äußernng von 

zwei Wochen festgelegt ist, ist z.B. der Masseverwalter 1m Hin­

blick i'iuf mangc=dhaft:e Firmenunt.erlrlgen oft nicht in der Lage, 

rechtzeitig Stellllng zu nehmen. Besonders jene Insolvenzen sind 

problematisch, in denen es zur bereits eingangs erw~hnten Abwei­

sung des Konkursantrages mangels hinreichenden Vermögens kommt; 

hier ist oft nur unter größten Schwierigkeiten die SLp1Jungnahme 

des Arbeitgebers überhAupt erreichbAr; außerdem erfolgt in diesen 

Fällen im GegenSAtz ?oll Konkurs und Ausglpich kei ne gericht] ic::he 

Forderungsprüfnng. 

Liegt nun schlllRendJich diese Stellungnahme vor, hängt es von 

ihrem Inhalt ab, ob das Arbeitsamt Insolvenz-AusfalJgeld zuspre­

cherl kann oder njcht; bestreitet der Masseverwalter die Forderun­

gen, wird in der Regel der Arbeitnehmer den Masseverwalter klagen, 

sodaß sinnvollerweise dAS Arbeitsamt den Prozeßausgang ahwartet, 

was dann längere Zeit in Anspruch nimmt, wenn die Prozeßparteien 

(1en drei.inst.i"Inzl iehen Rf~cht_szug bis zum Oberst.en Gericht.shof 

ausschöpfen. Anerkennt hingegen der Masseverwalter die Ansprijche, 

wird das Arheitsamt sofort Insolverlz-Ausfallgeld zusprechen kön­

nen, wobei allerdings darauf zu achten ist, daß das Insolvenz­

Allsf."ülgeld aufC;lrnnd der BesLi.mmungen des IFSG filr die offenen 

Ansprilche ni cht unbegrenzt gebührt. Das Arbeitsamt. spricht Tnso 1-

venz-Ausfa11geld jedenfalls ohne Rücksichtni"lhme auf die finanziel­

le Sitll,·!t.:1.on des InsoJvenz-AllRtal.1geld-Fonds zu. Die Allf9abe 

dieses Fonds tst es, die vom Arbeitsamt zugesprochenen Reträge 

i"Inzl1weispn und natürlich c'lllCh dafür Sorge ?oll trag(.:.n, di'lR die 

en~.sprechenden Geldmittel jederzeit. zur Vertilgung stehen, wobei 

der Fonds von Gesetzes wegen bei allfälJigen Engp~ssen berechtigt 

ist, Krpdite allf dem Kapitalmarkt zu den üblichen Bankkonditionen 

aufzunehmen; in diesem Zusammenhang verweise ich auch auf meIne 

Anfrageheantwortung zur Frage 1. 

Somit kann die zweite Frage dAhingehend beantwortet werden, daß 

die 7,llf~rkennurj(J von Insolven7.-Ausfallgeld durch dr.ts;;rbei~.samt~ 

ünabhängig von der finF.lTl7.iel Jen situation des Insolvenz-AlJsf;;d 1-
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geld-Fonds erfolgt und eine allenfalls im Einzelfall längere 

Bearbeitungsdauer (also gerechnet vom Zeitpunkt der Antragsteilung 

bis ~ur ~uprkennung von Insolvenz-Ausfallgeld) von Faktoren ab­

hängt, auf dj.e das Arbeitsamt keinen Einfluß hat. 

Was die Frage angeht, binnen welcher Frist nach Antragsteilung 

derzeit im Durchnitt die erste Auszahlung erfolgt, ergi.ebt eine 

stichprobenweise Auswertung der Fälle, daß gerechnet vom Tag der 

AntragsteIlung bis zur Anweisung durch den Fonds im schnitt 

105 Tage vergehen, hierin sind sieben Tage Anweisung durch die 

Buchhaltung selbst inkludiert. Die kürzeste Bearbeitungsdauer 

inklusive Anweisung bei dieser stichprobenartigen Uberprüfung 

betrug 24 Tage, im lijngsten Fall 283 Tage; diese zeitlichen Dif­

ferenzen resultieren daraus, daß in manchen Fällen die Stellllng­

nahme des Masseverwalters fristgerecht vorhanden war und die 

Forderungen auch nicht bestritten wurden und aufgrund diese~ 

Stelll1ngnahme das Arbeitsamt den Endbescheid sofort erstellen 

konnte, in anderen Fällen aber die Forderung gegen den Arbeitgeber 

bestritten wurde oder arbeitsrechtlich noch gar nicht f~llig war. 

Frage 3: 

Wie viele Anträge sind derzeit anhängig, ohne daß bisher Insol­

venz-Ausfallgeld bezahlt wurde? Wie lange sind diese Antr~ge im 

Durchschnitt anhängig? 

Antwort: 

Ende Juni 1992, also Z11m Ende des ersten Halbjahres, gab es 4.156 

Anträge, bei denen eine Zuerkennung von Tnsolvenz-Ausfallgeld auch 

wenigstens nicht teilweise möglich war; diese Zahl entspricht dem 

Antragszugang von zwei Monaten. Tm selben Zeitraum wurde über 

5.451 Anträge entschieden. Hinsichtlich der Frage, wJe lange diesp 

Anträge im Durchschnitt anhängig sind, verweise ich auf meine 

Antworten zur Frage 2. 

Frage 4: 

Sind Sie der Ansicht, daß die Dauer der Verfahren bis zur Auszah­

lung des Insnlvenz-Ausfallgeldes dem Zweck deR Fonds entspricht? 
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Ant.wort: 

Natiirlich wäre es mir lieber, die Auszahlung der Leistungen des 

Fonds könnte in allen Fällen prompt erfolgen. Man muß aber akzep­

tieren, daß der Fonds mit seinen Leistungen Zahlungen erbringt, 

allf die der Arbeitnehmer Anspruch aufgrund seines Dienstverhält­

nisses hat und die der Arbeitgeber wegen seiner Insolvenz nicht 

befriedigen kann. Nlln sind wirtschaftliche Auseinandersetzurigen im 

Rahmen des Insolvenzrechtes und der dafür maßgebenden Verfahrens­

bestimmungen - auf die ich keinen EinflUß habe - wegen der komple­

xen Materie oft sehr langwi.erig. Da die Leistungsverpflichtungen 

des Fonds in den meisten Fällen nur im Rahmen der insolvenzrecht­

lichen Klärungen festgestellt werden können, sind in diesen Fällen 

Auszahlungsverzögerungen unvermeidlich. DaZll kommt, daß in den 

meisten Fällen der Arbeitnehmer noch lange vor Verstreichen der 

erwähnten 105 Tage Abschlagszahlungen allf das zustehende Jnso]­

venz-Ausfallgeld erhält. Wenn man sich jedoch vergegenwärtigt, 

daß der Zweck des Fonds ist, die Befriedigung von Dienstnehmeran­

spriichen zu sichern, auf die der Dienstnehmer vor Schaffung des 

Insolvenz-Äusfallgeldgesetzes wegen der Zahlungsunfähigkeit des 

Dienstgebers liberhaupt und endgültig verpflichten mußte, scheint 

~ns der Zweck des Fonds erfüllt zu sein. 

Frage 5: 

Welche Schritte werden Sie setzen, damit eine rasche Auszahlung in 

Zukunft wieder gewährleistet ist? 

Ant:wort: 

Wie j ch in meinen An"t:worten zu den anderen Fragen schon dargelegt 

habe, erscheint die erwähnte Frist von dzt. ca. drei Monaten im 

Hinblick auf den Zweck des Fonds nicht zu lange; mein Ressort ist 

aber pArmanent bemüht, hinsichtlich der Angelegenheiten des 1n­

solven~-Entgeltsicherungsgesetzes weiterhin alle Rationalisie­

rungsmöglichkeiten auszusrhbpfen. Dem dient auch der gegenw~rtig 

20r Begutachtung allsgesendetp Ent,wurf ei ner Novel] e zum Tnso 1-

venz-Entgeltsicherungsgesetz. 

Der Bundes ünister: 
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